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Drucksache VI/1163 


Sachgebiet 9233 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Kreile, Dr. Riedl (München), 
Geisenhofer, Dr. Warnke und Genossen 


betr. Einführung von Grünblinken an Lichtsignal- 
anlagen 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung bereit, in den Entwurf der neuen 
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) eine Bestimmung dahin 
gehend aufzunehmen, daß die sogenannten Grünblinken an 
Lichtsignalanlagen für zulässig erklärt werden? 

2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Signal- 
abgabe durch Grünblinken an Lichtsignalanlagen folgende 
Vorzüge hat: 

a) Mit der Geschwindigkeit steigt das Bedürfnis nach recht- 
zeitiger Vorinformation der Kraftfahrer über das Ende 
des Grünlichtes ; der Entscheidungszeitraum, ob gebremst 
oder noch durchgefahren werden soll, wird dadurch ver- 
längert. 

b) Ein gewisses Gefühl der Unsicherheit bei schon länger 
beobachtetem Grünlicht kann nicht aufkommen; so ist 
besser zu vermeiden, daß „Gelb" noch für die Einfahrt 
in eine Kreuzung in Anspruch genommen wird. Die bei 
den Signalanlagen eingeplanten Schutzzeiten brauchen 
deshalb nicht überdimensioniert zu werden. Die Einfahrt 
bei „Rot" in eine Kreuzung ist nahezu ausgeschlossen. 
Das Unfallrisiko nimmt deshalb ab. 

c) Der Verkehrsfluß wird, wie im Laufe unserer Versuche 
beobachtet werden konnte, verbessert. 

d) Schwierige Fahrbahnverhältnisse z. B. bei Eis, Schnee 
oder Regen machen eine Vorankündigung des Signal- 
wechsels wegen des vorliegenden Bremsweges beson- 
ders wertvoll, um Schleuder- oder Rutschgefahr zu ver- 
mindern. 
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e) Im Zusammenhang mit einer modernen Signalregelung 
durch Verkehrsrechner ist wegen der variablen Grün- 
zeiten das Grünblinken im Interesse der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs äußerst empfehlenswert; auf 
diese Weise können die Nachteile eines unvermuteten 
Signalwechsels gebannt werden? 

3. Ist die Bundesregierung im Falle der Verneinung von 
Frage 1 bereit, den Zeitraum der Erprobung des Grün- 
blinkens an Lichtsignalanlagen über den Termin des Inkraft- 
tretens der neuen Straßenverkehrs-Ordnung hinaus ange- 
messen zu verlängern, um vor allem auch Erfahrungen hin- 
sichtlich der Unfallhäufigkeit zu sammeln, und ist die Bun- 
desregierung bereit, dem Deutschen Bundestag darüber zu 
gegebener Zeit zu berichten? 


Bonn, den 18. September 1970 
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